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Straße Entscheidu ngen

Haftbarmachung markiert in der CMR zugleich bereits den
ersten Tag des Zinslaufs (BeckOGK CMRJMouer, 1.11.25,
CMR Art.27 Rn.10)..Vom 15.07.2023 hat die K1äge-
rin Anspruch auf Rechtshängigkeitszins gem. SS 291, tSg
Abs.2 ZPO i.Vm. S 187 Abs. 1 BGB analog i.H.v. 9 pro-
zentpunkten über dem jeweiligen Basiszins, weil die Klage
am 14.07.2023 zugesteilt wurde.

4. Die Kostenentscheidung ergibt sich aus SS 92 Abs. 2 Nr. 1,
97 Abs. 1, 101 Abs. I ZPO. Das Unrerliegen der Klägerin
in Höhe eines Hauptforderungsbetrags von 43.405,0r€-
40.089,57 € = 3.315,45 € nebst r,rg.hötig.. Zinsen isr ver-
h:iltnismäßig geringfiigig und har kein. m.h, als geringfügig
höheren Kosten veranlasst.

t ..1

Einsender: RA Benjamin Grimme, Hamburg

Die Klägerin verlangt als \Tarentransporwersicherer der C
E GmbH aus Ratingen von der Beldagten aus übergegan-
genem, hilßweise abgetrerenem Recht Schadensersatz äuf-
grund des Verlusts von Transporrgut.

Die 
. 
Versicherungsnehmerin der Klägerin beauftragte die

Beklagte am 07.03.2022 mit dem Tiansport einer 1:O tg
schweren Sendung zu der Empfängerin V p D.O.O. i;
Serbien (Einwegpalette 120 x 80 x 160 cm mit 11 paketen
Sportbekleidung) sowie einer weireren 300 kg schweren Sen-
dung zum Empf?inger SKA K e.V in österreich (Einwegpa-
lette 120 x 80 x 2i0 cm mit 21 Kartons Sport- und rorrüg..
Bekleidung, Rucksäcke etc.).

Die Beklagte iibernahm beide von der Absenderin jeweils
mit der zutreffenden Empfangsadresse gelabelten pakete am
Lager der Versicherungsnehmerin der Klägerin und versah
diese nach einem Vorholtransporr in ihr ümschlagslager in
Gelsenkirchen jeweils mit einem weireren eigenen Ädreisauf,
kleber, vemauschte hierbei jedoch die beiden Sendungen und
FmpFängeradressen. In der Folge gelangte die ftir Serbien
bestimmte Sendung nach österreich und die Sendung ftir
Osterreich nach Serbien.

\7ährend die in österreich befindliche Sendung nachfoigend
wieder rerourniert werden konnte, bestand diese MoglicÄkeit
ftir die in Serbien befindliche Sendung nach der J,rr.hg.-
führten Einfuhrverzollung nicht mehr.

Nachdem ein Mitarbeiter der Beklagten zunächst noch mit-
geteilt hatte, den \Tarenwert der Sendung zu bezahlen, lehn-
ten die Beklagte und deren Versicherer ipäter Zahlungen -
jenseits der Regelhaftung nach Art. 23 CMR, die sie jedoch
ebenfalls nichr zahlten - ab.

Die Klägerin hat geltend gemacht, die Beklagte hafte unbe-
schränkt sowohl für den Verlust des Gutes in Serbien als auch
ftir die Folgekosren der zurücktransporrierren Sendung. Die
Zustellung einer Sendung unrer falscher Anschrift 

"rr-.in.,,nicht berechtigten Empfinger srelle nach ständiger höchst-
sowie obergerichtlicher Rechrsprechung einen Veistoß gegen
die Kardinalpflichten des Frachtführ.ri d"r. Hinzu koÄÄe,
dass.die Beklagte die korrekte Belabelung der Sendungen
durch 

^eine 
eigene fehlerhafte Etikettierung überlagert hÄ..

Schließlich seien hinreichende nachfolgende Konuollen im
Zuge des Umschlags unterblieben, die die einmal vorgenom-
mene Verwechslung hätten aufdecken können.

Die Klägerin hat auf dieser Basis folgende positionen bean-
sprucht:

11.344,45 € Schaden der für österreich bestimmten
Sendung

2.600,00€ zusärzliche Zollkosten (Rücktransport
Österreich)

180,00 € Verwaltungsgemeinhosten der Versi_
cherungsnehme rin

-250,00€ Seibstbeteiligung

Anbringen von Adressaufklebern
erfordert Vier-Augen-prinzip

ArI. 17 Abs. 1 CMR

1. Der unstreitige l.Jmstand, dass eine Sendung unter
falscher Anschrift an einen nicht berechtigten Empfän-
ger abgeliefert wird, kann einen so eklatanten Verstoß
gegen die Kardinalpflichten des Fixkostenspediteurs
darstellen, dass sich hinreichende Anhaltspunkte für ein
qualifiziertes Verschulden ergeben.

2. Es ist dann Sache des Spediteurs, näher dazulegen.
wie es zu dem Fehler kommen konnte, wann die Falsch-
ablieferung entdeckt wurde und welche Anstrengungen
zur Fehlerkorrektur unternommen wurden.

3. Das Vertauschen zweier packstücke begründet eine
hinlängliche Wahrscheinlichkeit dafür, dass die Lageror-
ganisation nicht genügt hat, um solche Fehler zu unter-
binden. insbesondere, das Fehlen eines Vier-Augen-prin-
zips bei Wareneingang, Umschtag und Warenausgang.

4. Wenn bei zwei von Ausmaß und Gewicht deutlich
unterschiedlichen Sendungen durch den Spediteur neben
das korrekte Ursprungslabel des Absenders das Label der
jeweils anderen Sendung angebracht wird, spricht dies
für eine mangelnde Kontrolle dieser Maßnahmen, da dies
jedem >auch nur durchschnittlich aufmerksamen Mit-
arbeiter< unmittelbar hätte >ins Auge springen müssen(.

5. Die tatrichterliche überzeugung vom lnhalt eines ver-
schlossenen Pakets kann bei einem kaufmännischen
Versender ggf. auch nur aus einer Rechnung und/oder
einem Lieferschein gewonnen werden. Ein für die Ergie-
bigkeit deutlich sprechender Umstand ist es, wenn eine
oder mehrere dieser Dokumente einen Bezug zur Sen-
dungsnummer des Spediteurs aufweisen.

[Leitsätze des Einsenders]

OLG Düsseldorf, Urt. v. 05.11.2025 - t-18 U 112/24

(vorgehend: LG Düsseldorf,31.07.2024 4t O 33123)

1"..].,\..:,it:a. 7liJ,:i: 2a

13.874,45€ Gesamtbetrag
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Die Beklagte hat die Akdvlegitimation sowie die Schadenshö-

he bestritten und im Üb.ig.tt eingewandt, sie hafte allenfalls

beschränkt nach Art. 23 Abs.3 CMR auf einen Betrag von

3.098,- €. Ihr sei kein vorsatzgleiches Verschulden vorzu-

werfen. Der bei ihr seit dem 21.01.2008 beanstandungsfreie

tätige, sehr erfahrene, regelmäßig geschulte und firr die Ein-

gangskontrolle sowie die Belabelung zuständige Mitarbeiter
A habe aufgrund eines Augenblicksversagens nach der Ent-

ladung und Schnittstellenkontrolle die tansportrouterlabel
vertauscht. Das - wenngleich im Ergebnis fehlerhaft - er-

folgte Entladen und Abstellen im Umschlagslager von einer

Palette sei jedenfalls als einheidicher Vorgang des \farenein-

gangs zu qualifizieren, der nicht künstlich in zwei Abschnitte
(Entladen aus dem LK\7, Abstellen auf dem Umschlagsplatz)

aufgespaltet werden könne. Die beiden Sendungen seien

vom Veriader B entsprechend den Tiansportlabeln verladen

worden. Eine weitergehende Vier-Augen-Kontrolle sei nicht
vorgeschrieben. Ein ihr anzulastender Organisationsmangel

bei der Schnittstellenkontrolie liege ebenso wenig vor wie

das erforderiiche Bewusstsein hinsichtlich des Schadensein-

tritts, wobei wegen der weiteren Einzelheiten zu den geschil-

derten - klägerseits umfassend mit Nichrwissen bestrittenen

- Tlansportabläufen insbesondere auf die Kiageerwiderung

sowie die Duplik verwiesen wird.

\7egen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands

in erster Instanz, der dort gestellten Anträge und der Fest-

stellungen des Landgerichts wird gem. S 540 ZPO auf das

angefochtene Urteil vom 31.07.2024 Bezug genommen,

mit dem das Landgericht der Klage stattgegeben hat. Zur
Begründung hat es im \Tesentlichen ausgeführt, die Be-

klagte habe für den Verlustschaden i.H.v. l'3.874,45 € gem.

Art. 17 CMR einzustehen, ohne sich auf eine Haftungsbe-

schränkung berufen zu können. Die Klägerin sei berechtigt,

den streitigen Schaden geltend zu machen. Ein Verlust der

fälschlicherweise nach Serbien gelangten, nicht zurücktrans-

portierten Sendung im Gewahrsam der Bekiagten liege nach

Art. 20 Abs. I CMRvor. Auch hafte die Beklagte für die Fol-

gekosten des Rücktransports der irrtümlich nach Österreich

gelangten Sendung. Die Beklagte treffe ein qualifiziertes Ver-

schulden nach Art. 29 CMR. Die jeweilige Zustellung einer

Sendung unter falscher Anschrift an einen nicht berechtigten

Empfänger stelle nach ständiger Rechtsprechung des Bun-

desgerichtshofes sowie insbesondere des Senates (vgl. hierzu

\Jrt. v. 73.02.2011 - i-18 U 179110; v' 18.12.20\3 - l-18
U to6l13, RdT\f 2015,17; und v. 05.07.2017 - I-18 U
45116, RdT\f 2020, I88) einen Verstoß gegen die Kardinal-
pflichten des Frachtführers dar. Hieraus folgten hinreichende

Anhaltspunkte für ein qualifiziertes Verschulden. Vorliegend

komme erschwerend hinzu, dass die Beklagte eine vorhan-

dene, richtige Belabelung der fraglichen Paletten durch eine

eigene, fehlerhafte Etikettierung überlagert habe. Die Be-

klagte hafte daher auch für Folgeschäden, wie insbesondere

die erneut vorzunehmende Verzollung nach Art. 29 CMR
i.V.m. SS 249 tr. BGB. Das Gericht sei aufgrund eines - von

der Beklagten nicht erschütterten - Anscheinsbeweises da-

von überzeugt, dass die nicht zurücktransportierte Sendung'

die in Serbien verblieben sei, den von der Kiägerin behaupte-

ten Inhalt und \flert besessen habe'

Hiergegen richtet sich die form- und fristgerecht eingelegte und

mit einer Begründung versehene Berufung der Beklagten, mit
der sie ihr erstinstanzliches Kageabweisungsziel weiterverfolgt.

Die Beklagte rügt die Annahme eines vorsatzgleichen Ver-

schuldens - unter Verletzung ihres Anspruchs auf Gewäh-

rung des rechtlichen Gehörs aus Art. 103 Abs. 1 GG - durch

das Landgericht. Die vom Landgericht in Bezug genomme-

nen Entscheidungen des Senates seien nicht vergleichbar,

weil es in diesen um Auslieferungen an einen nicht berech-

tigten Empfänger trotz zutreffender Belabelung gegangen

sei. Vorliegend sei es aber zu einem Fehler beim Anbringen

der Routerlabel - trotz Schnittstellenkontrolle - gekommen.

Selbst bei bester Organisation könne es allein aufgrund der

Vielzahl von ein- und ausgehenden Sendungen im Sammel-

ladungsverkehr zu einer Fehlverladung kommen. Sie habe

sich im Zuge der ihr obliegenden sekundären Darlegungs-

last ausreichend zum Schadenshergang unter Namhaftma-

chung der beteiligten Mitarbeiter eingelassen und zu ihrer

Betriebsorganisation, den Schnittstellenkontrollen sowie den

Schulungen ihrer Mitarbeiter ausführlich vorgetragen. Auf
diesen Vortrag, der den wesentlichen Kern ihres Tätsachen-

vortrags ausmachte, sei das Landgericht nicht ansatzweise

eingegangen. Ebenso wenig habe es berücksichtigt, dass sie

den Schaden der Höhe nach zulässigerweise bestritten und

die Klägerin diesen nicht bewiesen habe.

t..l
Die Klägerin verteidigt das angefochtene Urteil unter \Vie-

derholung und Vertiefung des erstinstanzlichen Sachvortrags

als zutreffend. Die Beklagte verkenne, dass sie nicht nur ihrer

sekundären Darlegungslast nicht ausreichend nachgekom-

men sei; vielmehr habe sie neben den in den Bereich der

Schnittstellenkontrolle fallenden lehlenden Kontrollmaß-
nahmen gerade im Bereich des Umschlags einen aktiven Bei-

tr^g z$zwei Falschablieferungen durch Anbringung eines fal-

schen Labels gesetzt. Bei einem solch grob sorgfaltswidrigen

Verhaltens könne regelmäßig von dem äußeren Tätbestand

her auf die subjektive Vorwerfbarkeit geschlossen werden.

Die Schadenshöhe ergebe sich aus den vorgelegten lJnter-

lagen,

Von der Darstellung des tatsächlichen Sach- und Streitstan-

des im Übrigen wird gem' SS 540 Abs' 2, 3 13a Abs' i Satz 1

ZPO abgesehen.

il.

Die zulässige Berufung der Beklagten hat in der Sache nur

teilweise - in dem aus dem Tenor sichtlichen Umfang - Er-

fo1g.

Der Klägerin steht gegen die Bekiagte ein Schadensersatzan-

spruch i.H.v. 1I.094,45 € wegen des Verlustes des ihr über-

gebenen Tiansportgutes aus Art. 17 Abs. 1 CMR zu'

1. Die A,ktivlegitimation der Klägerin steht im Berufungs-

lechtzug außer Streit.

2. Die Anwendbarkeit der CMR auf die streitgegenständli-

chen grenzüberschreitenden LKW-Tiansporte von Deutsch-

land nach Österreich sowie Serbien steht zwischen den Par-

reien zu Recht außer Frage. Die Beklagte haftet gem. Art. 17

Abs. 1, Art.29 CMR für den Verlust der \flare dem Grunde

nach, der unstreitig zwischen der Übernahme des Gutes und

dem Zeitpunkt der Ablieferung eingetreten ist' Die Haftung
des Frachtführers ist auch begründet, soweit der Verlust beim

Tiansport durch einen Unterfrachtführer eingetreten ist. Der
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Unterfrachtführer ist gem. Arr. 3 CMR eine oandere Personu,
für die der Hauptfrachtführer haftet. Sofern das Gut - wie
vorliegend beide streitgegenständlichen Sendungen - einmal
in Veriust geraten ist, kommt es nicht darauf an, ob es später
wieder aufgefunden worden ist und der Absender es wieder
an sich gebracht hat (vgl. nur statr viel,er Ebenroth/Boujong/
Schaferr, HGB, 5. Aufl., S 425 Rn.6, m.w.N.).

3. Der Anspruch gegen die Beklagte isr nicht gem. Arr.23
CMR begrenzt. Im Ergebnis zu Recht hat das Landgerichr
angenommen, dass die Beklagte gem. Art.29 Abs. 1 CMR
unbeschränkt haftet. Die hiergegen gerichteten Berufungs-
angriffe der BekJagten bleiben ohne Erfolg.

a) Grundsätzlich trägt nach der Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshoß sowie der ständigen Senatsrechtsprechung
der Anspruchsteller die Darlegungs- und Beweislast daftir,
dass dem Anspruchsgegner ein qualifiziertes Verschulden an-
zulasten isr. Die ihm obliegende Darlegungslast erfüllt der
Anspruchsteller aber bereits dann, wenn sein Kiagevortrag
nach den Umständen des Falles ein qualifiziertes Verschul-
den nahelegt und allein der Anspruchsgegner in zumut-
barer \7eise zu der Aufkiärung des in seinem Bereich enr-
standenen Schadens beitragen kann (vgl. nur BGH, Urt. v.

13.09.2012 -IZF.14l1l G TianspR 2013,192), NJ\7-RR
2013,813). Dasselbe gilt, wenn sich aus dem unstreitigen
Sachverhalt Anhaitspunkte fiir ein entsprechendes Verschul-
den ergeben (Pohrant/Gran, Tiansport- und Logistikrecht,
12. Aufl, Rn. 39 m.w.N.). Das Tätbestandsmerkmal der
Leichtfertigkeit erfordert nach ständiger höchsrrichterlicher
Rechtsprechung einen besonders schweren Pflichtenverstoß,
bei dem sich der Frachtführer oder seine ,Leureu in krasser
Veise über die Sicherheitsinreressen der Vertragspartner hin-
wegsetzen. Das subjektive Erfordernis des Bewusstseins von
der tVahrscheinlichkeit des Schadenseintritts ist eine sich
dem Handelnden aus seinem leichtfertigen Verhalten auf-
drängende Erkenntnis, es werde wahrscheinlich ein Schaden
entstehen. Dabei reicht die Erfüllung des Tarbestandsmerk-
mals der Leichtfertigkeit für sich ailein allerdings nicht aus,
um auf das Bewusstsein von der lü/ahrscheinlichkeir des

Schadenseintritts schließen zu können. Eine solche Erkennt-
nis als innere Tatsache ist vielmehr erst dann anzunehmen,
wenn das ieichtfertige Verhalten nach seinem Inhalt und
nach den Umständen, unter denen es aufgerreten ist, diese
Foigerung rechtfertigt. Es bleibt der tatrichterlichen Y/ürdi-
gung vorbehalten, ob das Handeln nach dem äußeren Ablauf
des zu beurteilenden Geschehens vom Bewussrsein gerragen
wurde, dass der Eintritt eines Schadens mit \flahrscheinlich-
keit drohe. Dabei sind in ersrer Linie Erfahrungssätze heran-
zuziehen. Zudem kann der Schluss auf das Bewusstsein der
Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts auch im Rahmen
rypischer Geschehensabiäufe naheliegen (vgl. zum Ganzen
bereits BGH, Urr. v. 25.03.2004 - I2R205101 [= TranspR
2004,3091, Nj\f 2004, 2445, m.w.N.).

Der unstreitige Umstand, dass eine Sendung unter falscher
Anschrift an einen nicht berechrigten EmpPänger abgeliefert
wird, kann einen so eklatanten Verstoß gegen die Kaldinal-
pflichten des Frachfuhrers darstellen, dass sich hieraus hin-
reichende Anhaltspunkte für ein qualifiziertes Verschulden
ergeben. Es ist dann Sache des Frachtführers, im Rahmen sei-
ner Einlassungsobliegenheit näher darzurun, wie es zu dem
Fehler kommen konnte bzw. gekommen ist, welche Vorsor-

ge getroffen ist, derartige Falschablieferung€n zu vermeiden,
wann die konkrete Falschablieferung entdeckt wurde und
welche Anstrengungen er unternommen hat, um den Feh-
ler zu korrigieren (vgl. Senat, Urt. v. 11.07.2018 - I-18 U
69117, RdT\7 2020, 188 Rn. 16, m.w.N.).

Schwere Pflichwerletzungen können bei groben Organisa-
tionsmängeln begründet sein. Die zum Verlust des Gutes
führende Pflichwerletzung kann auch dann als leichfertig
zu beurteilen sein, wenn der Tiansporteur den besonders
schadensanfiiligen Bereich des Umschlags von Transport-
gütern nicht so organisiert, dass der Ein- und Ausgang der
Güter kontrolliert wird, damit Fehlbestände frühzeidg fest-
gehalten werden. Ohne ausreichende Ein- und Ausgangs-
kontrollen, die im Regelfall einen körperlichen Abgleich der
papier- bzw. EDV-mäßig erfassten \Vare erfordern, kann ein
verlässlicher Überblick über Lauf und Verbleib der in den
einzelnen Umschlagstationen ein- und abgehenden Güter
nicht gewonnen werden mit der Folge, dass der Eintlirt des

Schadens und der Schadensbereich in zeitlicher, räumlicher
und personeller Hinsicht nicht eingegrenzt werden kann.
Die unzureichende Organisarion des Betriebsablaufs bietet
keinen hinreichenden Schutz der zu befordernden Fracht-
güter; der Frachführer setzt sich damit in erheblicher tWeise

über die Sicherheitsinteressen der Vertragspartner hinweg.
Sieht die Betriebsorganisation die Eingangs- und Ausgangs-
kontrollen nicht durchgängig vor, ist im Regelfall der Vor-
wurf eines leichtfertigen Verhaltens gerechtfertigt. Das Er-
fordernis von Schnittstellenkontrollen wird noch verstärkt,
wenn rechtlich selbstständige Dritrunternehmen in die Er-
bringung der Tlansportleistung mit eingebunden sind. Bei
einer Betriebsorganisation, die nicht durchgängig hinrei-
chende Eingangs- und Ausgangskontrollen beim Umschlag
von Transportgütern vorsieht, ist daher im Regelfall der Vor-
wurf eines leichtfertigen Verhaltens gerechtfertigr, weil es

sich bei diesen Maßnahmen um elementare Vorkehrungen
gegen den Verlust von Ware handek (st. Rspr.; vgl. BGH,
IJrt. v. 25,03.2004 - I ZR 20510L [- TlanspR 2004, 309),
juris Rn. 32 f . und v. 01.12.2016 - I ZR 128115 [= TianspR
2017,1751, RdT'17 2017,127 Rn.61). Steht die Organisa-
tion eines Lagers in Frage, so sind die konkret eingerichteten
Kontrollen so detaillierr darzulegen, dass für den Anspruch-
steller und das Gericht erkennbar wird, wie die einzelnen
Maßnahmen in der Pra-xis geordnet, überschaubar und zu-
verlässig ineinandergreifen und welche M4ßnahmen getrofl
fen worden sind, um sicherzustellen, dass die rheoretisch vor-
gesehenen Organisationsmaßnahmen auch praktisch durch-
geführt werden (BGH, Urt. v. 01.12.2016 - I ZR 128115

[= TianspR 2017, 175), RdT\f 2017, 127 Rn. 70, m.w.N.;
OLG Stuttgart, IJrt. v.28.06.2017 - 3 U 6117 [= TianspR
2017, 4311, RdT\7 2017, 435 Rn. 34).

b) Ausgerichtet hieran genügen die von der Beldagten vor-
getragenen Abiäufe nicht, um eine Organisation darzuie-
gen, die die Kontrolle des Umschlags der Packstücke sicher
gewährleistet und den Inreressen der Verrragspartner aus-
reichend Rechnung trägt. Es ist nichr ersichtlich, dass die
Schnittstellenkontrollen nicht nur theoretisch vorgesehen,
sondern auch tatsächlich durchgeführt und damit'wirksam
geworden sind. Der Vortrag der Beklagten magzwa; das Enr-
stehen des Fehlers erklären, verhält sich aber insbesondere
nicht ausreicl.rend konkret dazu, welche Anstrengungen die
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Beklagte unternimmt, um derartige Fehler zu vermeiden und

warum es im vorliegenden Fall nicht möglich war, den Fehler

unverzüglicl,r zu entdecken und zu korrigieren.

Nachdem die korrekt adressierten Packstücke von der Be-

klagten falsch umgelabelt wurden, liegt die Schadensursache

in ihrem Veranrwortungsbereich. Zur Frage, wie die Beklagte

ihre Abläufe organisiert hat, um Fehler diesel Art zu vermei-

den, kann die Klägerin nichts vortragen, weil insoweit nur die

Beklagte selbst über Informationen verfügt. Das Vertauschen

zweier Packstücke begründet auch eine hinlängliche tVahr-

scheinlichkeit dafür, dass die Lagerorganisation nicht genügt

hat, um solche Fehler zu unterbinden, weshalb die Beklagte

im Rahmen einer sekundären Darlegungslast zur Organisa-

tion ihres Lagers vorzutragen hat (vgl. OLG Stuttgart, Urt. v.

28 .06.2017 - 3 U 6l t7 [= TianspR 20 t7 , 431) ' RdT\r 20 I 7'
435 Rn. 3 1). Insoweit wird auch die Falschablieferung wegen

Fehlens von Maßnahmen, die sicherstellen, dass die Fracht-

stücke mit den richtigen Kennzeichnungen versehen wer-

den, als ein Fall qualifizierten Verschuldens angesehen (vgl.

nur Koller, Tiansportrecht, 11. Aufl', S 435 HGB Rr. 8d).

Die Beklagte hat durch ihre eigene aktive Vorgehensweise,

namendich das Aufldeben eines weiteren Labels' eine Falsch-

bezeichnung der Sendung verursacht. Sie hat bereits nicht

ausreichend dargelegt, dass diese Falschbezeichnung im Zuge

ihrer Umschlagorganisation vor Auslieferung - unabhängig

von einem ersichtlich nicht installierten Vier-Augenprinzip
bei dem Aufldeben der Label selbst - nochmals kontrolliert
und somit bemerkt wurde. Die Betriebsorganisation, welche

ein derartiges Versäumnis zuverlässig verhindern soll, hat die

Beklagte damit nicht ausreichend dargelegt und die weiteren

beteiligten Personen nicht namentlich benannt. Es bleibt un-

klar, ob die Belabelung nachfolgend noch durch einen wei-

teren Mitarbeiter überprüft worden ist. Unterstellt, dies wäre

der allein namenrlich benannte Verlader B gewesen, bleibt

offen, warum auch diesem Mitarbeiter die Falschbelabelung

vorliegend nicht aufgefailen ist. Es handelt sich hierbei um

zwei direkt nebeneinander aufgeklebte, sich widersprechen-

de, da abweichende Empfangsadressen, die jedem auch nur

durchschnittlich aufmerksamen Mitarbeiter unmittelbar hät-

ten ins Auge springen müssen. Dies gilt auch im Zuge eines

Massengeschäftes umso mehr vor dem Hintergrund, dass

die Beklagte vorträgt, es sei die absolute Ausnahme, dass ein

Versender nicht auf ihre Label zurückgreife, so dass der Um-
stand, dass überhaupt ein zusätzliches Label benötigt wurde,

Anlass zu näherem Hinsehen hätte bieten müssen. Soweit

die Beldagte mit der Berufungsbegründung au'sdrückiich

klarstellt, das Routerlabel enthalte wichtige Informationen,
wie u.a. die Zieladresse, Gewicht und Maße, bleibt ebenfalls

unverständlich, warum bei ordnungsgemäßer Ausgangskont-

rolle - allzumal vor der behaupteten Übelgabe an ein für den

\feitertransport unterbeauftragtes Drittunternehmen - so-

wohl das deutlich abweichende Gewicht (150 kg gegenüber

300 kg) als auch die unterschiedlichen Maße der Sendung
(Paletten mit den Maßen 120 x 80 x 1 60 cm mit 1 1 Paketen

einerseits und 120 x 80 x 210 cm mit 21 Kartons anderer-

seits) unbemerkt bleiben konnten. Damit hat die Beklagte

eingestanden, dass bei der \Teiterverladung der Sendungen

keine weitere (wirksame) Kontrolle der Sendungen stattge-

funden hat. An konkretem Sachvortrag, dass ein Abgleich

der verschiedenen Adressangaben auf den Paketen nach Ser-

bien und nach Österreich, welche offensichdich voneinander

abwichen, stattgefunden hätte, fehlt es ohnehin.

Da die geschuldete Kontrolle nicht zuverlässig vorgenom-

men wurde und dies einen schweren Pflichwerstoß in Ce-

stalt eines groben Organisationsmangels begründet, ist der

Schluss auf ein ausreichendes Bewusstsein von der \fahr-
scheinlichkeit des Schadenseintritts gelechtfertigt. Insoweit

kann sich die Beklagte auch nicht mit Erfolg darauf berufen,

,andere elementare Vorkehrungen gegen den Verlust von

\Tarenu getroffen zu haben. Die Beklagte hat solche Maß-

nahmen nicht so detailliert dargelegt, dass für die Klägerin

und den Senat erkennbar wird, wie die einzelnen Maßnah-

men in der Praxis geordnet, überschaubar und zuverlässig in-

einandergreifen und welche Maßnahmen getroffen worden

sind, urrr sicherzustellen, dass die theoretisch vorgesehenen

Organisationsmaßnahmen auch praktisch durchgeführt wer-

d..r. Die umfangreichen Schilderungen, insbesondere in der

Klageerwiderung und Duplik, zu ,regelmäßigenn Schulun-

g..r d.t Lagermitarbeiter und rregelmäßigenu Kontrollen det'

Lagerleitung entbehren konkreten Tätsachenvortrag,s dazu,

in welchen genauen zeitlichen Abständen, welche konkre-

ten Inhalte vermittelt und überprüft wurden und wie deren

praktische Wirksamkeit sichergestellt worden sein soll.

4. Der Inhalt und der \7ert der in Verlust geratenen' fär Ös-

terreich vorgesehenen Sendung steht zur Überreugung des

Senats fest. Soweit sich der Berufungsangriff gegen die Be-

weiswürdigung des Landgerichts richtet, vermag die Bekiagte

hiermit im Ergebnis nicht durchzudringen. Ihr Vorbringen

in der Berufungsinstanz führt zu keiner abweichenden Be-

urteilung.

Das Landgericht hat aufgrund der von der Klägerin vorgeleg-

ten Unteriagen - wenngleich fälschlicherweise im \Wege des

Anscheinsbeweises - im Ergebnis zutreffend festgestellt, dass

der Versicherungsnehmerin der Klägerin ein Schaden i.H.v.

11 .344,45 C entsranden ist.

Nach höchstrichterlicher Rechtsprechung, der auch der Se-

nat folgt, ist es vom rechtlichen Ausgangspunkt her nicht zu

beanstanden, die tatrichterliche Überzeugung zum Inhalt

eines in Verlust geratenen Pakets bei einem kaufmännischen

Versender ggf. aus einer Rechnung und/oder einem Liefer-

schein zu gewinnen (vgl. hierzu BGH, RdT\7 2014' 444

[= TlanspR 2015, 31]; Senat, Urt. v. 01.10.2014 - I-i8 U
52113, juris Rn.38 f.). Sofefn eine dieser Unterlagen oder

beide einen B ezug zur Sendungsnummer des Tiansportunter-
nehmens aufweisen, wird hierin bei der tatrichterlichen -ü/ür-

digung regelmäßig ein für die Ergiebigkeit der Unterlagen

besonders deutlich sprechender Umstand zu erblicken sein;

zwingend erforderlich ist ein solcher Bezug zur Sendungs-

nummer des Ti'ansportunternehmens indessen für eine hin-

reichende tatrichterliche Üb.tt.ngnttg nicht. Maßgeblich ist

vielmehr, ob das Gericht sich unter Berücksichtigung des ge-

samten Inhalts der Verhand|,rngen gem. S 286 Abs. 1 Satz i
ZPO im Einzelfall davon überzeugen konnte und durfte,

dass die klägerische Behauptung eines entsprechenden Pa-

ketinhalts als wahr zu erachten ist. Das hierbei nach dem Ge-

setz anzulegende Beweismaß setzt nach höchstrichterlicher

Rechtsprechung keine von allen Zweifeln freie Überzeugung

uo.",rr, sondern das Gericht darf und muss sich in tatsäch-

-1'ra ',:,tsil .jiZ' 2*]a
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lich zweifelhafren Fällen mit einem für das prakrische Leben
brauchbaren Grad von Gewissheit begnügen, der den Zwej-
feln Schweigen gebietet, ohne sie völlig auszuschließen (vgl.
BCH, Urt. v. 17.02.1970 - III ZR 139167, juris Rn. 7i).
S 286 ZPO verlangt insoweit den sog. Vollbeweis, wonach
sich das Gericht mit einer nur überwiegenden \(/ahrschein-
lichkeit im Regelfall nicht begnügen darf (prütting, in: Mü-
KoZPOIPTüning,6. 1r.tfl.2020,ZPO S 286 Rn. j5 und4I;
ebenso OLG Naumburg, Urt. v.25.07.2013 - 4U 79112,
BeckRS 2013.18249).

Im vorliegenden Fa1l hat die Klägerin den ihr obliegenden
Vollbeweis des von ihr behaupteten Sendungsinhalti i.S.v.
S 286 Abs. 1 Satz 1 ZPO geführt, da dem Landgericht in
seiner (äußerst knappen) Beweiswürdigung im Ergebnis
nach eigener 1Würdigung des Senats beizupflichren isi class
sich anhand der ratrichterlichen prüfung ergibt, dass die
zum Nachweis des behaupreren Schadens voigelegten Do-
kumente in sich schlüssig und geeignet sind, d.n V-rr"g des
Anspruchstellers zum entstandenen Schaden zu belegen, da
aufgrund der von der. Klägerin für die Sendung zur Girichrs-
akte gereichten Unterlagen, insbesondere der iieferrechnung
vom 07.03.2022 aufgrund der Bestellung vom 0L03.2022
hinreichend feststeht, dass die streitgegenständliche, äußer-
lich unbeschädigt übernommene Sendung den von der Klä-
gerin vorgetragenen Inhalt und \üZert aufgewiesen hat.

Schließlich begegner es auch keinen Bedenken, dass das
Landgericht den \7ert der in den streitgegenständlichen pake-
ten befindlichen \(/aren in Ermangelung eines substantiierten
Bestreitens der Beklagten aus dem Verkaußpreis der von der
Klägerin vorgelegten Handelsrechnung abgeleitet hat (vgl.
auch Senar, Urt. v. 18.12.2013 - 18 U 106l13,juris Rn. 26).

5. Der Zinsanspruch ergibr sich aus Art. 27 CllR.
6. Ein Anspruch aufErstattung - bekiagtenseits erheblich be-
srrittener - zusätzlicher Zollkosten i.H.v. 2.600,00 € fiir den
Rücktransport aus Österreich wegen der für Serbien vorge-
sehenen Sendung sowie von Verwaltungsgemeinkosten v-on
180,00 € als Folgekosren aus Art.29 CMR i.Vm. SS 249 tr
BGB hat die Klägerin hingegen nicht ausreichend dargelegt,
worauf sie der Senat hingewiesen hat, ohne dass sie iti Vor-
bringen daraufhin erheblich ergänztoder vertieft hätte.

Ob und in welchem Umfang Verwaltungsgemeinkosten
überhaupt pauschal geltend gemachr *..den liö.,nen, kann
vorliegend dahinstehen, weil die Klägerin deren generellen
Anfall - auch auf gerichtlichen Hinweis hin - nicht ansatz-
weise dargetan hat. Letzteres gilt gleichermaßen für die zu-
sätzlichen Zollkosten, deren Grund und Höhe auch durch
die üb_erwiegend kaum lesbaren, nur auszugsweise vorgeleg-
ten, Kl-generierten überseuungs-Scans ni.ht 

"rlrr.icheridnachvoliziehbar belegt sind. Es kann auf dieser Grundlage
bereits nicht ausreichend plausibilisiert, geschweige deÄ
veriässlich nachvollzogen werden, ob bzw inwieweiisich die
verschiedenen Teilbeträge, die sich nach dem neuen Vorbrin-
gen auf den gerichtlichen Hinweis hin nunmehr auf umge,
rechnet 2.516,44 € summieren und eine,aufgerundeten K]a-
gelordelung von 2.600,- € rechtfertigen sollen, überhaupt
auf den streitgegenständlichen Schadensfall beziehen.

t...1

Einsender: RA Frank Geiss ler, Hamburg

Zw den lnformationspflichten des
Frachtführers gegenüber Venbrauchern
bei internationalern Transpont

Art. 1,4,6, 11 CMR; Art. 5 Abs. 1 Buchst. a) und c) Verbrau-
cherrechte-Richtlin ie

Art.5 Abs. 1 Buchst. a) und c der Richtlinie ZO11/83/
EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom
25.1O.2O11 über die Rechte der Verbraucher, zur Ab-
änderung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates und der
Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen parlaments und
des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie a5/577/
EWG des Rates und der Richtlinie 97/7/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates in der durch die Richt-
linie (EU) 2019/2161 des Europäischen parlaments und
des Rates vom 27.X1.2019 geänderten Fassung ist da-
hin auszulegen, dass im Rahmen eines Vertrags über die
internationale Beförderung von Gütern auf der Straße
aus einem Drittland in einen Mitgliedstaat der Union die
lnformationspflicht des Unternehmers nach dieser Be-
stimmung beinhaltet, den Absender (Verbraucher) dar-
über zu informieren, dass die Einfuhr der Güter in das
LJnionsgebiet eine Zollbehandlung erfordern kann und
dass Zölle zulasten dieses Verbrauchers anfallen können.
Der Unternehmer ist jedoch nicht verpflichtet. detaillier-
te !nformationen zu den den Zollbehörden vorzulegen-
den Unterlagen zur Verfügung zu stellen oder die an-
wendbaren Zollsätze und -beträEe anzugeben.

[Leitsatz des Gerichts]

lst der Absender ein Verbraucher. sind nach Art. 5 Abs. 1

Buchst. c) der Verbraucherrechte-Richtlinie neben der
Art der Preisberechnung alle zusätzlichen Fracht-, Liefer-
oder Versandkosten oder in den Fällen, in denen diese
Kosten vernünftigerweise nicht im Voraus berechnet
werden können, die Tatsache, dass solche zusätzlichen
Kosten anfallen können, anzugeben.

[Leitsatz der Redaktion]

EUGH, Urt. v.'13.O5.2O26 - C-4BB/24*

ECLI:EU:C:2026:399
(vorgehend: Lietuvos Aukiöiausiasis Teismas (Oberstes
Cericht Litauens), Entscheidung vom ll.07.2024, in dem
Verfahren D. V gegen MB ,Kigasu)

[1 ] Das Vorabentscheidungsersuchen betrifft die Ar_rslegung
von Art. 5 Abs. 1 Br-rchst. a) und c) der Richrlinie 20lllg3l
EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom
25.10.2011 über die Rechte der Verbraucher, zur Abände-
rung der Richrlinie 93l131EWG des Rates und der Richt-
linie 1999144/EG des Europäischen parlaments und des
Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie g51577 IEWG
des Rates und der Richtlinie 97 17 IEG des Europäischen
Parlaments und des Rates (A81. Z0lI, L 304, S. 64) in der
durch die Richrlinie (EU) 201912161 des Europäischen

,'t.r.,urrrt,;lä L;.:.:t:

Verfahrenssprache: Litauisch.
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